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Gemeinsamer Bericht von Geschäftsführung und Auf¬
sichtsrat der BWG Bodenverwertungs- und -verwaltungs

GmbH zur Corporate Governance 2021

Die Regeln guter und nachhaltiger Unternehmensführung (Corporate Governance) sind in der
BWG Grundlage einer verantwortungsbewussten und wertorientierten Unternehmensleitung
und -kontrolle. Diese ist geprägt durch eine enge Abstimmung mit unserer alleinigen Gesell¬
schafterin, der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS)1, der Bundes¬
anstalt für Immobilienaufgaben als Beteiligungsführung und der Fachaufsicht im BMF und
BMEL, einer vertrauensvollen und effektiven Zusammenarbeit von Geschäftsführung und Auf¬
sichtsrat sowie durch Gewährleistung von Transparenz nach innen und außen.

Sowohl der Gesellschaftsvertrag der BWG wie auch die Geschäftsordnungen der Geschäfts¬
führung und des Aufsichtsrates wurden im März 2011 den Erfordernissen des Public Corporate
Governance Kodex in der Fassung vom 30.06.2009 angepasst. Derzeit erfolgt die Anpassung
von Gesellschaftsvertrag und Geschäftsordnungen an die Neufassung des Public Corporate
Governance Kodex des Bundes vom 16.09.2020.

Der Corporate Governance Bericht 2021 ist einschließlich der Entsprechenserklärung über die
Webseite der BWG (www.bvvq.de) für die Dauer der auf die Abgabe folgenden fünf Ge¬
schäftsjahre jederzeit abrufbar.

1. Geschäftsführung und Aufsichtsrat

1.1 Geschäftsführung

Als Geschäftsführer waren im Berichtszeitraum (1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021) Flerr
Martin Kern und Herr Thomas Windmöller bestellt. Die Geschäftsführer waren im Jahr 2021
bzw. während ihrer Tätigkeit in der BWG in keinem Kontrollgremium tätig.

Die Geschäftsführung leitet die Gesellschaft in gemeinsamer Verantwortung und kontrolliert
zwei in Liquidation befindliche Tochtergesellschaften der BWG. Sie sorgt für die Einhaltung
der gesetzlichen Bestimmungen, des Gesellschaftsvertrags, des Public Corporate Gover¬
nance Kodex des Bundes, der Beschlüsse von Gesellschafterin und Aufsichtsrat sowie der
unternehmensinternen Richtlinien. Die Aufgabenverteilung ergibt sich nach der Geschäftsord¬
nung für die Geschäftsführung aus dem Organisations- und Geschäftsverteilungsplan.

1 Abwicklerin der BvS ist die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben.
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1.2 Aufsichtsrat

BWG

Die Einrichtung des Aufsichtsrates der BWG erfolgte fakultativ. Sie ist im Gesellschaftsvertrag
verankert.

Dem Aufsichtsrat gehören sechs Mitglieder an, davon zwei Arbeitnehmervertreterinnen. Auf¬
grund der gesunkenen Mitarbeiterzahlen liegen die Voraussetzungen für eine Entsendung von
Mitgliedern der Arbeitnehmerseite auf Basis des Drittelbeteiligungsgesetzes seit dem Ende
der Amtsperiode am 15.07.2015 nicht mehr vor. Die Gesellschafterin hatte entschieden, ab
Beginn der danach folgenden Amtsperiode auf freiwilliger Basis zwei Mitglieder der Arbeitneh¬
merseite in den Aufsichtsrat zu entsenden.

Frau Ministerialdirektorin Dr. Katharina Böttcher, Herr Dietmar llg, Frau Direktorin Sabine Lor¬
scheid, Frau Angela Rogge und Frau Monika Rumpf gehörten dem Aufsichtsrat während des
gesamten Berichtszeitraumes an.
Herr Ministerialdirigent Dr. Johannes Schuy gehörte dem Gremium bis zum 30.06.2021 und
Herr Ministerialrat Dr. Martin Hillebrecht von Liebenstein gehört ihm seit dem 01.07.2021 an.

Der Aufsichtsrat berät und überwacht die Geschäftsführung und ist in Entscheidungen von
grundlegender Bedeutung für die BWG unmittelbar eingebunden. Er wird in regelmäßigen
Abständen von der Geschäftsführung über die beabsichtigte Geschäftspolitik, den Verlauf der
Geschäfte und grundlegende Fragen zur Vermögens-, Finanz-, Ertrags- und Risikolage unter¬
richtet. Darüber hinaus berät die Geschäftsführung mit ihm die Unternehmensentwicklung. Sie
informiert den Aufsichtsrat unverzüglich über wichtige Ereignisse, die für die Lage und Ent¬
wicklung der BWG von besonderer Bedeutung sind.

Die Grundordnung des Aufsichtsrates ist im Gesellschaftsvertrag und in der Geschäftsordnung
des Aufsichtsrates vom 30.11.2011 geregelt.

In der folgenden Tabelle werden die Mitglieder des Aufsichtsrates, ihre Amtszeit und ihre
Haupttätigkeit sowie weitere Tätigkeiten in anderen Aufsichtsräten oder ähnlichen Kontrollgre-
mien dargestellt.

Aufsichtsrat insgesamt
bestellt von / bis

Haupttätigkeit Weitere Aufsichtsrats¬
mandate und sonstige

Mandate in anderen
Kontrollgremien im
Berichtszeitraum

Dr. Johannes Schuy 16.07.2015 -
30.06.2021
(Vorsitzender vom
10.09.2015 bis
30.06.2021)

Unterabteilungsleiter
im Bundesministe¬
rium der Finanzen

keine

Dr. Martin Hillebrecht
von Liebenstein

01.07.2021 - Juni
2025
(Vorsitzender seit
dem 09.09.2021)

Referatsleiter im
Bundesministerium
der Finanzen

Vorsitzender des Auf¬
sichtsrates der JEN -
Jülicher Entsor-gungs-
gesellschaft für Nukle¬
aranlagen mbH
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Dr. Katharina Böttcher 16.07.2015-Juni
2025 (stellvertretende
Vorsitzende seit dem
10.09.2015)

Abteilungsleiterin im
Bundesministerium
für Ernährung und
Landwirtschaft

Stellvertretendes Mit¬
glied im Verwaltungsrat
der Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW)

Dietmar llg 01.05.2019 -Juni
2025

Vorstand der Land¬
wirtschaftlichen Ren¬
tenbank

Mitglied des Aufsichts¬
rates der VR Smart Fi¬
nanz AG, Eschborn

Sabine Lorscheid 15.07.2015-Juni
2025

Spartenleiterin Port¬
foliomanagement in
der Bundesanstalt
für Immobilienaufga¬
ben

Vorsitzende des Auf¬
sichtsrates der GESA,
Gesellschaft zur Ent¬
wicklung und Sanie¬
rung von Altstandorten
mbH, Berlin

Angela Rogge 23.08.2000-Juni
2025

Referentin Verkauf/
Verpachtung in der
Zentrale - Arbeitneh¬
mervertreterin

keine

Monika Rumpf 24.06.2020-Juni
2025

Gruppenleiterin Ver¬
tragsmanagement
der Landesniederlas¬
sung Sachsen-An¬
halt - Arbeitnehmer-
vertre-terin

keine

Im Aufsichtsrat waren Frauen und Männer bis zum 23.06.2020 paritätisch vertreten. Seit dem
24.06.2020 besteht der Aufsichtsrat zu zwei Dritteln aus Frauen. Ausschüsse sind nicht ein¬
gerichtet. Der Aufsichtsrat behandelt alle Themen mit allen Mitgliedern.

Der Jahresabschluss der BWG wird jeweils abschließend durch einen zugelassenen Ab¬
schlussprüfer geprüft und testiert. Der Abschlussprüfer wird im Ergebnis einer öffentlichen
Ausschreibung der Prüfungsleistungen nach entsprechendem Gesellschafterbeschluss vom
Vorsitzenden des Aufsichtsrates beauftragt.

Die Erklärung des Abschlussprüfers zu den Fragen, ob und ggf. welche geschäftlichen, per¬
sönlichen, finanziellen und sonstigen Beziehungen zwischen ihm und seinen Organen und
dem Unternehmen oder dessen Organen bestehen und Zweifel an seiner Unabhängigkeit be¬
gründen könnten, und ob im vorangegangenen Geschäftsjahr weitere Leistungen, insbeson¬
dere auf dem Beratungssektor erbracht bzw. für das kommende Jahr vereinbart worden sind,
liegt vor. Die Fragen werden verneint.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates hat mit dem Abschlussprüfer vereinbart, dass er über wäh¬
rend der Prüfung auftretende Ausschluss- oder Befangenheitsgründe im Hinblick auf den Ab¬
schlussprüfer unverzüglich informiert wird, wenn diese nicht umgehend beseitigt werden. Der
Vorsitzende wird auch über alle für die Aufgaben des Überwachungsorgans wesentlichen
Feststellungen und Vorkommnisse unverzüglich unterrichtet, die sich bei der Durchführung
der Abschlussprüfung ergeben.

Der Aufsichtsrat hat zuletzt im Jahr 2021 eine Effizienzprüfung gemäß Ziffer 6.1.9 des Public
Corporate Governance Kodex (Selbstüberprüfung) durchgeführt.
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2. Vergütung

2.1 Geschäftsführung

Die Bezüge der Geschäftsführer werden zwischen der Gesellschafterin und den Geschäfts¬
führern vereinbart. Im Geschäftsjahr 2021 umfassten sie feste Gehaltszahlungen und er-folgs-
abhängige Vergütungen. Darüber hinaus besteht eine Pensionszusage an zwei ehemalige
Geschäftsführer, die ihren Niederschlag in Pensionsrückstellungen in Höhe von 2.058.038 €
sowie in Versorgungsbezügen in Höhe von 131.588 € gefunden hat.

Die Bezüge werden bereits seit 2006 im Jahresabschluss veröffentlicht. Die Gesamtbezüge
der Geschäftsführer werden seit dem Jahr 2002 vom jeweiligen Abschlussprüfer (derzeit: Pri-
cewaterhouseCoopers GmbH) hinsichtlich ihrer Angemessenheit beurteilt. Danach sind sie
angemessen und entfallen auf die Mitglieder wie folgt:

2021

Geschäftsführung erfolgsunabhän¬
giger Anteil in €

erfolgsabhängiger An¬
teil in €*

Komponenten mit
langfristiger Anreiz¬

wirkung in €
Herr Martin Kern 189.192 30.000 0
Herr Thomas Windmöller 204.119 30.000 0

* Der erfolgsabhängige Anteil bezieht sich auf die Ergebnisse des Vorjahres.

Den Geschäftsführern wurden daneben Beihilfen in Krankheitsfällen nach der Bundesbeihil¬
feverordnung gewährt.

2.2 Aufsichtsrat

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine von der Gesellschafterin festgelegte feste Ver¬
gütung sowie Sitzungsgelder; variable Vergütungsbestandteile existieren nicht. Die an den
Aufsichtsrat für das Jahr 2021 ausgezahlte Vergütung belief sich auf insgesamt 23.250 € netto
(ohne Sitzungsgelder) und setzt sich wie folgt zusammen.

Aufsichtsratsmitglied Funktion Vergütung in € Sitzungsgelder in €
Dr. Johannes Schuy Vorsitzender bis 30.06.2021 3.100 220
Dr. Martin Hillebrecht
von Liebenstein

Vorsitzender seit 09.09.2021 3.100 220

Dr. Katharina Böttcher stellvertretende Vorsitzende 4.650 440
Dietmar llg Mitglied 3.100 440
Sabine Lorscheid Mitglied 3.100 440
Angela Rogge Mitglied 3.100 440
Monika Rumpf Mitglied 3.100 440

Sonstige Vergütungen bzw. Vorteile, wie zum Beispiel für persönlich erbrachte Leistungen,
insbesondere Beratungs- und Vermittlungsleistungen, wurden nicht gewährt.
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3. Interessenkonflikte

Nebentätigkeiten, die ein Potential für Interessenkonflikte beinhalten könnten, wurden von der
Geschäftsführung nicht ausgeübt.

Die Geschäftsführung hat im Jahre 2021 keine Geschäfte mit nahestehenden Personen oder

Unternehmungen abgeschlossen.

Bei der Wahrnehmung der Aufgaben des Aufsichtsrates gab es ebenfalls keine Interessen¬
konflikte. Auch wurden keine Berater- und sonstige Dienstleistungs- und Werkverträge zwi¬
schen Mitgliedern des Aufsichtsrates und der BWG abgeschlossen.

4. Nachhaltige Unternehmensführung

Der nachhaltige Umgang mit den natürlichen Ressourcen der Umwelt und der nachhaltige
Einsatz unserer personellen und finanziellen Ressourcen hat für die BWG eine besondere
Bedeutung.

Der Verkauf und die Verpachtung der landwirtschaftlichen Flächen der BWG erfolgten ganz
überwiegend nach den Regelungen der Privatisierungsgrundsätze 2010 (PG 2010), die zwi¬
schen Bund und ostdeutschen Ländern vereinbart sind. Diese sehen seit 2015 u.a. grundsätz¬
lich eine maximale Losgröße von 15 ha vor. Aufgrund der geringen Losgröße sind die Flächen
in der Regel insbesondere für außerlandwirtschaftliche Investoren nicht von Interesse.

Neben der Losgröße ist in den PG 2010 auch geregelt, dass ein erhöhtes Flächenangebot für
arbeitsintensive Betriebsformen (zum Beispiel ökologisch wirtschaftende Betriebe, speziali¬
sierte Gartenbau-, Dauerkultur- und Weideviehbetriebe) und Junglandwirte zur Verfügung ge¬
stellt werden soll. Jährlich werden 30% der pachtfrei werdenden Fläche dem zuvor genannten
Teilnehmerkreis angeboten. Im Jahr 2021 hat die BWG rund 7.500 ha landwirtschaftliche
Fläche beschränkt für arbeitsintensive Betriebsformen und Junglandwirte ausgeschrieben.

Nachdem die BWG in den Vorjahren bereits 65.000 ha zur naturschutzfachlichen Nutzung im
Rahmen des Nationalen Naturerbes unentgeltlich übertragen hatte2, stehen weitere 8.000 ha
für eine unentgeltliche Übertragung an die ostdeutschen Länder bzw. von ihnen benannte Stif¬
tungen und Organisationen bereit. Weitere 12.000 ha werden für eine mögliche weitere Über¬
tragung im Bestand gehalten.

Zudem werden bereits seit 2019 Flächen, die in der Vergangenheit bereits ökologisch bewirt¬
schaftet wurden, bei Neuverpachtung beschränkt an ökologisch wirtschaftende Betriebe
ausgeschrieben. In 2021 wurden so mehr als 300 ha an ökologisch wirtschaftende Betriebe

neu vergeben.

2 Weitere 24.800 ha Naturschutzflächen hatte sie bereits entgeltlich an Naturschutzverbände und Stiftungen sowie
6.500 ha an die Länder Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg im Rahmen von Seenübertragungen veräu¬
ßert. Zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie waren in den Vorjahren an diese beiden Länder sowie das Land
Sachsen-Anhalt insgesamt 8.900 ha entgeltlich übertragen worden.
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Die BWG fördert mit ihrer Privatisierungsstrategie die agrarstrukturelle Vielfalt. Durch die
Möglichkeit der privilegierten Teilnahme arbeitsintensiver Betriebsformen an den Ausschrei¬
bungen der BWG sollen möglichst viele Arbeitsplätze in der Landwirtschaft erhalten werden.
Durch die Möglichkeit der privilegierten Teilnahme ökologischer Betriebe an den beschränkten
Ausschreibungen der BWG und entsprechender Vergabe wie auch durch die Bereitstellung
von Flächen für den Naturschutz werden die natürlichen Ressourcen einem besonderen
Schutz zugeführt.

Alle Waldflächen der BWG in den Ländern Thüringen und Sachsen sowie der Forst Hohes
Holz im Bundesland Sachsen-Anhalt sind nach dem „Programme for the Endorsement of Fo¬
rest Certification Schemes  (PEFC) zur Sicherstellung und kontinuierlichen Verbesserung ei¬
ner nachhaltigen Waldbewirtschaftung zertifiziert, das ökologische, soziale und ökonomische
Standards gewährleisten soll. Die BWG setzt damit bei ihrer Waldbewirtschaftung das Leitbild
einer naturgemäßen Waldwirtschaft um. Bisherige PEFC-Kontrollen erfolgten ohne Beanstan¬
dungen. Seit dem 01.10.2021 erfolgt die Bewirtschaftung der Waldflächen durch die Bundes¬
anstalt für Immobilienaufgaben, Sparte Bundesforst.

Die BWG verwertet außerdem Flächen für die Nutzung von Erneuerbaren Energien, v.a. für
die Errichtung von Windenergieanlagen.

Gleichstellunqsfördernde, tolerante und diskriminierungsfreie Untemehmenskultur

Die innerbetriebliche Gleichstellung ist fester Bestandteil unserer toleranten und diskriminie¬
rungsfreien Untemehmenskultur. Die Vereinbarkeit von sozialen Verpflichtungen und Beruf
wird durch verschiedene Maßnahmen wie v.a. eine flexible Arbeitszeit, mobiles Arbeiten und
die Möglichkeit zur Nutzung von Zeitwertkonten gefördert.

Die betrieblichen Vorgaben werden durch die Anlehnung an tarifvertragliche Regelungen und
innerbetriebliche Vereinbarungen flankiert.

Die BWG hat auch im Jahr 2021 junge Menschen zu Kaufleuten für Büromanagement aus¬
gebildet. Damit trägt die BWG zur beruflichen Perspektive junger Menschen bei und unter¬
stützt den qualifizierten Nachwuchs und die Verfügbarkeit von Fachkräften auf dem Arbeits¬
markt.

Die BWG ist ein Unternehmen mit einer endlichen Aufgabenstellung. Die Zahl ihrer Mitarbei¬
terinnen und Mitarbeiter ist seit Jahren rückläufig. Bei Ausscheiden werden Aufgaben in der
Regel von den bestehenden Strukturen durch Umverteilung übernommen. Die Neubesetzung
von Stellen durch Neueinstellungen ist auf wenige Ausnahmen begrenzt. Eine interne Zielset¬
zung zur Erreichung eines bestimmten Frauenanteils in den Führungsebenen wurde daher
nicht festgelegt.

Auf der Ebene unterhalb der Geschäftsführung betrug der Frauenanteil im Jahr 2021 12,5 %
(2019: 11,1 %): und auf der zweiten Ebene unterhalb der Geschäftsführung 41,7 % (2019:
42,3 %). Die Anzahl der Stellen auf der Ebene unterhalb der Geschäftsführung verringerte sich
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seit 2019 um eine von neun auf acht Stellen und auf der zweiten Ebene unterhalb der Ge¬
schäftsführung um zwei von 26 auf 24 Stellen,

Um dem Vertrauen der Öffentlichkeit in die Integrität und Funktionsfähigkeit der BWG als
Geschäftsbesorger für den Bund bei der Privatisierung von staatlichen Vermögenswerten ge¬
recht zu werden und zum Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor unberechtigten Vor¬
würfen begegnet die BWG Korruption und ihrer schädlichen Wirkung mit allen Mitteln der
Vorbeugung und Sanktionierung.
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Entsprechenserklärung 2021

Einhaltung des Public Corporate Governance Kodex des Bundes

Die Verfahrensweisen der BWG entsprechen den Vorgaben des Public Corporate Gover¬
nance Kodex des Bundes in der Fassung vom 16.09.2020; abgewichen wurde in 2021 in fol¬
genden Punkten:

- Aufgrund der terminierenden Aufgabenstellung des Unternehmens und den i.d.R. länger¬
fristigen gesetzlichen/politischen Vorgaben für die Privatisierung erfolgt die Erörterung der
Unternehmensstrategie im Aufsichtsrat anlassbezogen und nicht in regelmäßigen Abstän¬
den (vgl. 4.1.1 des Public Corporate Governance Kodex).

- Eine Altersgrenze für die Bestellung von Mitgliedern der Geschäftsführung (Ziffer 5.2.5
des Public Corporate Governance Kodex) und des Aufsichtsrates (Ziffer 6.2.2 des Public
Corporate Governance Kodex) wurde bislang nicht festgelegt. Ein Bedarf hat sich insoweit
nicht ergeben, da kein Organmitglied bei seiner Bestellung die üblichen Regelaltersgren¬
zen erreicht hatte.

BWG Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH

Berlin, den 10.03.2022

Martin Kern
Geschäftsführer

Thomas Windmöller
Geschäftsführer

Dr. Martin Hillebrecht von Liebenstein
Vorsitzender des Aufsichtsrates
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